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Sachgebiet 212 


Der Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit 


Bonn, den 24. Juli 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Bleigehalt in der Deckglasur von Keramikgesdiirr 

Bezug; Kleine Anfrage der Abgeordneten Schoettle, Dichgans, 
Kirst und Genossen 
- Drucksache VI/3433 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 


1. a) Ist der Bundesregierung bekannt, daß die US-Food and Drug Admini- 
stration im letzten Jahr einige hundert Sorten keramischen Geschirrs 
aus verschiedenen Ursprungsländern wegen des Bleigehalts ihrer 
Glasur und der davon ausgehenden Gefahren für die menschliche 
Gesundheit bei der Einfuhr in die Vereinigten Staaten beschlagnahmt 
und vor einer Benutzung derartigen Geschirrs gewarnt hat? 

Schon im Februar 1970 hatte die Gesundheitsbehörde der Ver- 
einigten Staaten Warnungen vor stark bleilässigem mexikani- 
schem Keramikgeschirr ausgesprochen. Die amerikanische Zeit- 
schrift „TIME" berichtete in ihrer Ausgabe vom 12. Oktober 
1970 über Bleivergiftungen durch Keramikglasuren. Der Bundes- 
regierung sind ferner Berichte bekannt, daß in den Vereinigten 
Staaten bei der Überprüfung von Importware mehr als 400 
Lieferungen keramischen Geschirrs in den Jahren 1970 und 
Anfang 1971 wegen zu hoher Bleilässigkeit und der damit ver- 
bundenen Gefahren für die menschliche Gesundheit beanstandet 
und aus dem Verkehr gezogen worden sind. Als gesundheitlich 
bedenklich wird von der amerikanischen Food and Drug Admi- 
nistration ein Übergang von 7 ppm Blei und mehr aus Töpfer- 
ware angesehen. 


b) Ist der Bundesregierung bekannt, daß nach Feststellungen auch der 
Staatlichen Landwirtschaftlichen Untersuchungs- und Forschungsanstalt 
Augustenberg (Karlsruhe-Durlach) leichtlöslidies Blei aus der Deckgla- 
sur von bei uns im Handel befindlichen Keramikgeschirr in die Speisen 
gelangt? 

Es ist der Bundesregierung bekannt, daß Keramikgeschirr mit 
Deckglasur bei Einwirkung von Getränken und Speisen Spuren 
von Blei abgeben kann. Als Grenze der tolerierbaren Spuren an 
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Blei, die aus Email oder Glasur unter verschärften, amtlich fest- 
gelegten Versuchsbedingungen herausgelöst werden dürfen, gilt 
in der Bundesrepublik die Menge von 2 mg Blei pro Liter Raum- 
inhalt. Dieser Grenzwert findet sich in § 3 Abs. 3 der 1. Verord- 
nung zur Ausführung des Milchgesetzes vom 15. Mai 1931. In 
den USA darf aus Keramik-Geschirr unter anderen, nur zum 
Teil vergleichbaren Versuchsbedingungen, wie schon in der 
Anwort zu Frage 1. a) erwähnt, bis zu 7 mg/1 Blei in Lösung 
gehen. 

Die der Bundesregierung vorliegenden Untersuchungsergeb- 
nisse der Staatlichen Landwirtschaftlichen Untersuchungs- und 
Forschungsanstalt Augustenberg, die nicht mit amtlichen Metho- 
den erzielt worden sind, zeigen, daß bei einem Fondue-Service 
mit Weichglasur in normale Soßen und Tunken durchschnitt- 
lich 0,8 mg Blei, in saure Soßen 1,5 mg Blei pro Liter überge- 
gangen waren. Mit Essig- und Zitronensäure konnten aus der 
Glasur bis zu 2, 85 mg Blei herausgelöst werden. 

Da im Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Gesamtreform des 
Lebensmittelrechts - Drucksache VI/2310 - vorgesehen ist, das 
Gesetz betreffend den Verkehr mit blei- und zinkhaltigen 
Gegenständen vom 25. Juni 1887 aufzuheben, ist das Bundes- 
gesundheitsamt am 9. Mai 1968 beauftragt worden, für eine 
künftige Neuregelung die zur Ermittlung der Bleilässigkeit 
gültige amtliche Untersuchungsmethode auf ihre Zweckmäßig- 
keit zu prüfen. Hierzu wurden auch Erfahrungsberichte und Ver- 
besserungsvorschläge der obersten Landesgesundheitsbehörden 
eingeholt. Weiterhin wird der augenblicklich im „Fachnormen- 
ausschuß Materialprüfung" beratene und auf Grund von 
Gemeinschaftsversuchen erstellte Normenentwurf „Prüfung der 
Schwermetallabgabe von eingebrannten Glasuren und Aufgla- 
surdekoren" berücksichtigt werden. Das Bundesgesundheitsamt 
wurde inzwischen angewiesen, sich zusätzlich noch mit der 
Staatlichen Landwirtschaftlichen Untersuchungs- und For- 
schungsanstalt Augustenberg in Verbindung zu setzen, um die 
dort verwendeten Verfahren in die Überprüfung der Zweck- 
mäßigkeit einzubeziehen. 


2. Welche Maßnahmen sind getroffen worden, um derartige Gefahren der 
Bevölkerung abzuwenden? 

Keramische Gebrauchsartikel, die bei der Gewinnung, Herstel- 
lung, Verpackung und dem Genuß von Lebensmitteln bestim- 
mungsgemäß mit diesen in unmittelbare Berührung kommen, 
sind Bedarfsgegenstände im Sinne des Lebensmittelgesetzes. Die 
mit der Überwachung beauftragten Chemischen Untersuchungs- 
anstalten in der Bundesrepublik beanstanden Eß-, Trink- und 
Kochgeschirre, die mehr als die genannten Mengen Blei ab- 
geben, auf Grund § 3 Nr. 2 dieses Gesetzes; dabei ist es ohne 
Bedeutung, ob diese Geschirre im Inland oder im Ausland her- 
gestellt worden sind. Die für den Vollzug des Lebensmittel- 
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rechts zuständigen Stellen unterbinden umgehend den Verkauf 
solcher Gegenstände. Es darf insoweit auf die Beantwortung 
entsprechender mündlicher Anfragen in den Fragestunden des 
Deutschen Bundestages vom 5. März 1971 (S. 6093 der Nieder- 
schrift über die 105. Sitzung) und 31. März 1971 (S. 6595 der 
Niederschrift über die 112. Sitzung) verwiesen werden. 

Die Bundesregierung hat bereits am 11. November 1970, als 
amerikanische Berichte auf Gefahren für die menschliche 
Gesundheit bei Benutzung von Keramikgeschirr hinwiesen, die 
für den Vollzug des Lebensmittelrechts zuständigen obersten 
Landesbehörden informiert und um Unterrichtung der für die 
Überwachung des Verkehrs mit Bedarfsgegenständen zustän- 
digen Fachanstalten gebeten. Die Bundesregierung hat die Fest- 
stellung der Staatlichen Landwirtschaftlichen Untersuchungs- 
und Forschungsanstalt Augustenberg zum Anlaß genommen, 
die obersten Landesgesundheitsbehörden erneut auf die An- 
gelegenheit aufmerksam zu machen. 


In Vertretung 

Westphal 



